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Stellungnahme zum vorgeschlagenen Plangenehmigungs​verfahren für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien

Vernehmlassung zur Änderung des Energiegesetzes
Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren
Der Gesetzesentwurf für eine Anpassung des kantonalen Energiegesetzes mit Einführung eines Plangenehmigungsverfahrens für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien liegt bis zum 31. Oktober 2024 öffentlich auf. Privatpersonen, Gemeinden und Verbände können sich in dieser Zeit dazu äussern.
Freie Landschaft Zürich (FLZH) ist ein im Februar 2022 gegründeter Verein im Sinne von Art. 60 ff. ZGB, mit Sitz in der Stadt Zürich. FLZH ist weiter Sektion des Landesverbandes Freie Landschaft Schweiz.
Per statuarischer Zweckbestimmung engagiert sich FLZH für den Schutz von Natur und Landschaft sowie für den Schutz der Lebensqualität der Bevölkerung vor nachteiligen Auswirkungen industrieller Windturbinen.
Mit Schreiben vom 1. Juli 2024 hat uns Regierungsrat Martin Neukom zur Mitwirkung im Rahmen der Vernehmlassung eingeladen, wofür wir uns bedanken. Gerne nehmen wir diese Möglichkeit mit vorliegendem Schreiben fristgerecht wahr.
Da die elektronische Vernehmlassungsplattform eine Form erzwingt, in welcher sich all​ge​meine (nicht einem spezifischen Paragraphen, bzw. einer spezifischen Textstelle zuge​ordneten) Bemerkungen und Quellenverweise schlecht unterbringen lassen und da die Navi​gation innerhalb dieser Plattform erheblich schwieriger ist als in einem Dokument (bzw. eine gewisse Einarbeitungszeit erfordert), da keine gesetzliche Grundlage besteht, die Ver​nehmlassung ausschliesslich digital durchzuführen und da nach Auskunft der Bau​direktion es möglich ist, auch per Briefpost an der Vernehmlassung teilzunehmen, reichen wir unsere Stellungnahme auf diesem Weg ein. Sollte dem etwas entgegenstehen, bitten wir um eine schriftliche, begründete Rückmeldung und Fristerstreckung um diese Eingabe über die elektronische Vernehmlassungsplattform nachzureichen.
Allgemeine Vorbemerkungen
Einige der vorgeschlagenen Gesetzesänderungen tangieren wesentliche Rechtsgüter, wie die Eigentumsgarantie oder die Gemeindeautonomie. Während unbestrittenermassen Gesetzesanpassungen zu Lasten einzelner Rechtsgüter erfolgen können, ist dabei immer eine Verhältnismässigkeit zu wahren. D.h. der mit dem Gesetz für das Gemeinwesen einhergehende Nutzen muss in einem vernünftigen Verhältnis zu den Einbussen beim betroffenen Rechtsgut stehen.
Während sich das Gesetz vielfach auf “Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien” allgemein bezieht, stehen dabei auf absehbare Zeit Windkraftanlagen im Vordergrund, bzw. es ist davon auszugehen, dass das Gesetz wenn es in Kraft tritt ausschliesslich oder vorwiegend für den Bau von Windkraftanlagen Anwendung findet. Dafür spricht z.Bsp. auch, dass die Baudirektion die Richtplananpassungen Windkraft an zwei Pressekon​ferenzen gleichzeitig mit diesem Gesetzesentwurf präsentiert hat ([3] und [4]). Aus diesem Grund beschränken sich auch diese “allgemeinen Vorbemerkungen” auf Erörterungen zur Windkraft.

Diese allgemeinen Vorbemerkungen zeigen auf, weshalb der Nutzen von Windkraft​an​lagen bei hiesigen Verhältnissen bescheiden ist. Deshalb ist der Nutzen, dass ein Gesetz den Bau von Windkraftanlagen erleichtern oder beschleunigen würde, entsprechend gering zu gewichten. 
Wo die in dieser Stellungnahme aufgeführten Anträge die Änderung oder Streichung von Paragraphen verlangen, welche allenfalls den Bau von Windkraftanlagen erleichtern und/oder beschleunigen könnten, sind die Ausführungen in diesem Abschnitt somit als Teil der Begründung zu sehen, indem sie den Nutzen der Windkraft relativieren und so ins​besondere das Argument enkräften, dieser Nutzen könne Eingriffe in bestehende Rechte rechtfertigen.
Schlechte Windverhältnisse
Die Schweiz gehört zu den windärmsten Gebieten Europas und der Kanton Zürich selbst innerhalb der Schweiz zu den relativ windärmeren Gebieten. Es ist daher bestimmt kein Zufall, dass im Gegensatz zu anderen Gebieten Europas historisch in der Schweiz kaum Windmühlen überliefert sind und im Kanton Zürich überhaupt keine.
Entsprechend stellt auch die im Dezember 2016 von der Zürcher Baudirektion ver​öf​fentlichte Publikation “lokale Energiequellen” [1] fest: “Im Gegensatz zum Jura und zu den Alpen finden sich im Kanton Zürich wenige Standorte für eine wirtschaftliche Windkraft​nutzung. Daher ist das technisch-ökologische Potential gering.”. Diese Publikation schätzt das kantonale Potential auf etwa vier Grosswindanlagen mit einer Jahresproduktion von 20 GWh. 
Dass die Schweiz für die Stromerzeugung mittels Windkraft wenig geeignet ist, zeigen auch die Ertragszahlen bestehender Windturbinen (siehe [2]).
Die Auslastung der bestehenden Anlagen beträgt im Mittel knappe 20%. Das ist, als würden die Anlagen jeden fünften Tag auf Vollast laufen und den Rest der Zeit stillstehen. Dabei ist davon auszugehen, dass diese bestehenden Anlagen noch an den dafür am besten geeigneten Standorten errichtet wurden. Mit zunehmendem Ausbau der Windkraft wird man sich mit zunehmend ungünstigeren Standorten begnügen müssen. Dies bestätigt sich im neusten Windpark in der Schweiz der schon ein volles Betriebsjahr aufweist, jenem auf dem Gotthard. Dieser kommt noch auf eine Auslastung von weniger als 12%. Dies ist, als würden die Turbinen jeden neunten Tag auf Vollast laufen und den Rest der Zeit stillstehen.
Zum Vergleich liegt die mittlere Auslastung von Windturbinen im deutschen Bundesland Schleswig Holstein bei 31%, ein Wert den keine einzige Windturbine in der Schweiz erreicht und für einen ohne Subventionen rentablen Betrieb wären Auslastungen zwischen 30% und 40% notwendig.
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Graphik 1: Auslastung Schweizer Windturbinen im Jahr 2018.
Als Argument für den Windkraftausbau wird häufig der höhere Winteranteil der Wind​stromproduktion ins Feld geführt. Während hier nicht bestritten wird, dass ein grösserer Anteil der Windstromproduktion im Winterhalbjahr anfällt
, so bleibt auch ein etwas grösserer Anteil von sehr wenig sehr wenig. Sämtliche Zukunftsszenarien (u.a. das Szenario “Erneuerbare” der Axpo, siehe [5] und untenstehende Graphik 2) gehen denn auch davon aus, dass die Photovoltaik in absoluten Zahlen selbst im Winter einen deutlich höheren Beitrag zur Stromproduktion leisten wird als die Windkraft.
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Graphik 2: Entwicklung der Stromproduktion gem. Szenario “Erneuerbar” der Axpo, präsentiert an der Medienkonferenz der Baudirektion vom 7. Oktober 2022 [3]. Auch im Winter leistet Photovoltaik einen deutlich höheren Beitrag als die Windkraft.
Zeitlich nicht steuerbare Produktion, zeitweilige Überproduktion
Die Produktion von Windstrom ist naturgemäss nicht steuerbar und fällt dann an, wenn der Wind bläst, nicht zwingend dann, wenn eine hohe Nachfrage besteht. Die Möglichkeiten Energie in grosser Menge, zu vertretbaren Kosten und mit sinnvollem Wirkungsgrad zu speichern, sind dabei heute beschränkt.
In Süddeutschland ist ein massiver Ausbau der Windkraft politisch bereits beschlossen. So werden die Bundesländer Bayern und Baden Württemberg bis 2032 je 1.8% ihrer Fläche für die Windkraftnutzung ausweisen müssen (sog. Flächenbeitragswert).
Bereits heute kommt es bei entsprechenden Windverhältnissen in Deutschland teilweise zu einer Überproduktion von Windstrom (während zu anderen Zeiten fast kein Windstrom produziert wird). Dies hat zeitweilig sehr tiefe und teilweise gar negative Strompreise zur Folge. Mit dem weiteren, bereits beschlossenen Ausbau der Windkraftproduktion in Süd​deutschland dürfte sich dies noch verschärfen.
Da die Windverhältnisse im Kanton Zürich mit jenen im süddeutschen Raum korrelieren, ist zu erwarten, dass Zürcher Windturbinen zumindest teilweise in ein ohnehin be​steh​endes Überangebot produzieren werden. Ökonomisch und ökologisch sinnvoller erschiene es da, zu solchen Zeiten kostengünstig überschüssigen deutschen Windstrom zu be​ziehen, als durch eigene Produktion das Überangebot noch zu verschärfen.
Mangelnde Rentabilität
Den verhältnismässig geringen Erträgen stehen in unserem kleinräumigen, dicht be​siedel​ten und hügeligen Land relativ hohe Kosten für Errichtung und Wartung der Anlagen gegen​über. Aufgrund der Gegebenheiten ist es nicht möglich wie anderswo in Europa, Windparks mit Dutzenden oder gar Hunderten von Windturbinen zu errichten und wirt​schaftlich von entsprechenden Skaleneffekten zu profitieren. In den grössten im Kanton Zürich vorgesehene Windeignungsgebieten kämen 10 Anlagen zu stehen, in den meisten zwischen 3 und 6, was pro Anlage zu hohen Bau- und Erschliessungskosten führt.
An der Medienkonferenz vom 7.Oktober 2022 sagte Baudirektor Martin Neukom zwar ([3], ab Minute 45:50), die Wirtschaftlichkeit sei “Sache des Anlagebetreibers”. Dadurch aber, dass Windturbinen in der Schweiz nur aufgrund sehr hoher Subventionen errichtet werden und dadurch, dass es sich bei den Projektträgern zum Teil auch um Gesellschaften handelt, die sich zumindest teilweise im Besitz der öffentlichen Hand befinden, wird die Wirtschaftlichkeit schlussendlich auch zu einem Problem der Stromkonsumenten und Steuerzahler.
Vor dem Hintergrund der voranstehenden Ausführungen stellen wir nachstehende Anträge:

Antrag 1 – nur ökonomisch und ökologisch sinnvolles Potential nutzen:
§1g im Vorentwurf des Regierungsrates soll wie folgt angepasst werden:
§1g (Vorentwurf Regierungsrat)
das Potenzial zur Nutzung der Windenergie und weiterer erneuerbarer Energien auszuschöpfen.*)
§1g (Antrag 1)
das Potenzial zur ökonomisch und ökologisch sinnvollen Nutzung der Windenergie und weiterer erneuerbarer Energien auszuschöpfen.*)
Begründung 1.1
Allein die Tatsache das ein Potential besteht, Strom zu erzeugen, soll nicht losgelöst davon betrachtet werden, ob die Nutzung dieses Potentials aus ökonomischer und ökologischer Sicht auch Sinn macht.
Antrag 2 - Verzicht auf kantonales Plangenehmigungsverfahren:
Auf die Einführung eines kantonalen Plangenehmigungsverfahrens für die “Erstellung und Änderung von Bauten und Anlagen zur Nutzung der Windenergie”, d.h. auf die vorgeschlagenen §16a bis und mit §16r soll verzichtet werden.
Begründung 2.1 – Windkraftanlagen nicht vergleichbar mit Vorhaben wo bisher konzentrierte Verfahren Anwendung finden
Kantonale Plangenehmigungsverfahren gibt es bisher z.Bsp. im Strassenbau. Windkraft​anlagen sind jedoch mit anderen Vorhaben (Strassenbauten und Wasserbauprojekten), für welche kon​zentrierte Verfahren Anwendung finden, nicht vergleichbar. Während bei Letzteren das Gemeinwesen Vor​habensträger ist, welches sowohl von seiner Zweck​bestimmung als auch per Gesetz dem Gemeinwohl ver​pflichtet ist, werden Wind​kraft​anlagen von gewinnorientierten Kapitalgesellschaften errichtet und be​trieben, die inner​halb der gesetzlichen Vorgaben allein ihrer Gewinnmaximierung verpflichtet sind. 
Zudem sind Strassenbauten und Wasserbauprojekte vielfach auf einen ganz bestimmten Standort (in einer bestimmten Gemeinde) angewiesen, bei einer Ablehnung durch die be​troffene Gemeinde könnte damit potentiell ein Vorhaben von kantonalem Interesse nicht realisiert werden. Windkraftanlagen können einer​seits aufgrund der sehr geringen zu erwartenden Stromproduktion nicht als bedeutendes kantonales In​teresse betrachtet werden und andererseits gibt es für die Errichtung von Windkraftanlagen in einer bestim​mten Ge​meinde zahlreiche Alternativen wie z.B.:
· Verbrauchseinsparungen durch Effizienz und Verzicht auf unnötigen Strom​ver​brauch
· Photovoltaik auf bereits bestehender Infrastruktur
· Aufbau von Stromspeichern zur Speicherung von Überschussstrom (insbesondere im Sommerhalbjahr aus der Photovoltaik in Schweiz und EU, Tendenz zunehmend)
· Errichtung von Windturbinen in einer Gemeinde, welche dem Vorhaben zustimmt.
· ausserkantonalen Bezug von Strom, welcher auch gemäss Plänen der Baudirektion weiterhin notwendig bleiben wird (vergl. [3], Minute 6:47).
Begründung 2.2 – Eingriff in die Gemeindeautonomie
Das Plangenehmigungsverfahren ist ein massiver Eingriff in die Gemeindeautonomie, die durch Art. 1 und 85 der Kantonsverfassung geschützt ist. Mit diesem Verfahren wird den Gemeinden beim Bau von Windenergieanlagen die Kompetenz für Einzonung und Bau​bewilligung entzogen. Ein solcher Eingriff in die Gemeinde​autonomie lässt sich mit dem bescheidenen Nutzen von Windkraftanlagen bei hiesigen Windverhältnissen nicht recht​fertigen (vergl. “Allgemeine Vorbemerkungen”).
Eventual-Antrag 2.a  - Vorzug Variante 2:
Falls auf Antrag 2 nicht eingegangen und die Gesetzesänderung vorgenommen wird, so soll die Variante 2 («Frühzeitiger Einbezug der Standortgemeinden», «Berichterstattungspflicht der Vorhabenträgerin», «Stellungnahme an die Baudirektion» und «teilweise Berücksichtigung des kommunalen Rechtes») gewählt werden.
Begründung 2.a.1
Mit der Einführung eines kantonalen Plangenehmigungverfahrens für den Bau von Wind​turbinen erfolgt bereits ein unverhältnismässiger und vor dem geringen Nutzen der Wind​kraft nur schwer zu rechtfertigender Eingriff in die Gemeindeautonomie (vergl. auch Aus​führungen unter Antrag 2).
Mit der Variante 2 fällt dieser Eingriff gegenüber der Variante 1, welche keinerlei Ver​pflichtung zur Berichterstattung durch die Vorhabensträgerinnen und zur Berück​sichtigung des kommunalen Rechts im Plangenehmigungsverfahren vorsieht, immerhin etwas milder aus.
Eventual-Antrag 2.b - Mitspracherecht für Gemeinden festschreiben:
Falls auf Antrag 2 nicht eingegangen und die Gesetzesänderung vorgenommen wird, so soll folgender Absatz zusätzlich ins Gesetz aufgenommen werden:
§ 16abis Zustimmung der Betroffenen (neu)
"Voraussetzung für die Einleitung eines Plangenehmigungsverfahrens nach §16a ist die Zustimmung von Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern der Standortgemeinde und der von den Energieanlagen besonders betroffenen Nachbargemeinden."
Begründung 2.b.1 – Keine Benachteiligung von Zürcher Gemeinden
Landesweit kann in vielen anderen Kantonen die Stimmbevölkerung der betroffenen Gemeinden über die Errichtung von Windturbinen auf Gemeindegebiet entscheiden und in der Ver​gangen​heit haben zahlreiche solche Abstimmung schon stattgefunden.
Zudem konnten in den letzten Mo​naten viele Gemeinden über Solarprojekte auf ihrem Gemeindegebiet abstimmen, deren Ertragspotential weit grösser ge​we​sen wäre, als jenes selbst des grössten im Kanton Zürich vorgesehenen Eignungsgebietes. Es wäre damit wenn überhaupt, im Falle dieser Solarprojekte eine Übersteuerung des Willens der Gemeinde mehr gerechtfertigt gewesen, als beim vorgesehenen Bau von Windturbinen im Kanton Zürich.
In der Nationalratsdebatte zum Beschleunigungserlass am 21.12.2023 verlangte ein Mehrheitsantrag die Aufnahme einer Gesetzespassage, wonach Kantone als Bedingung für den Bau von Windturbinen vorsehen können, “dass eine Zustimmung der Standortgemeinden notwendig ist”. Im Rahmen derselben Debatte äusserte sich Bundesrat Rösti dazu mit den Worten “ Die Mitsprache der Bevölkerung ist auch für mich ein wichtiger Punkt. Die Mehrheit will im Gesetz explizit festhalten, dass die Kantone vorsehen können, dass den Standortgemeinden in diesem Verfahren jeweils ein Zustimmungsrecht gewährt werden soll. Dies erachte ich als sinnvoll”.
Vor diesem Hintergrund ist nicht einzusehen, weshalb Gemeinden im Kanton Zürich nicht dasselbe Recht haben sollten, wie es landesweit vielen andere Gemeinden zukommt.

Begründung 2.b.2 – lokale Auswirkungen von Windturbinen sind beträchtlich
Windkraftanlagen stellen einen maximalen Eingriff in die Landschaft dar, weil sie mit über 200 Metern mehr als viermal so hoch sind wie herkömmliche Hochspannungsmasten und grösser als sämtlich andere Bauten im Kanton und weil die drehenden Rotoren den Blick auf sich ziehen. Nachts kommen blinkende Lichter für die Flugsicherheit hinzu. Zudem werden An​wohner​innen und Anwohner durch Lärm, Schattenwurf, optische Bedrängungs​wirkung, Eiswurf im Winter und Infraschall beeinträchtigt, zumal vielerorts ein Mindest​abstand von lediglich 300 Metern zu bewohnten Gebäuden vorgesehen ist.
Windkraftanlagen haben so massive Auswirkungen auf die Standortattraktivität einer Gemeinde (und damit u.a. auf die Steuereinahmen), vergl. [6], sowie auf die Lebens​qualität der Einwohnerinnen und Einwohner.
Da es vorwiegend die betroffenen Gemeinden sind, welche diese massiven Auswirungen werden tragen müssen, sollten sie auch ein Recht haben, darüber zu entscheiden, ob Windturbinen auf ihrem Gemeindegebiet errichtet werden. 
Begründung 2.b.3 – Versprechen im Abstimmungskampf zum Stromgesetz
Während des Abstimmungskampfes zum Stromgesetz wurde von Bundesrat Albert Rösti mehrfach das Versprechen abgegeben, wenn eine Gemeinde kein Windrad wolle, dann werde dort auch keines gebaut (vergl. [7]).
Es wird hier nicht behauptet, dass dieses Versprechen von Bundesrat Albert Rösti für die Zürcher Baudirektion rechtlich bindend sei. Es ist hingegen beträchtlicher politischer Schaden zu befürchten, wenn Bürgerinnen und Bürger sich auf das Wort eines Bundesrates nicht verlassen können.
Eventual-Antrag 2.c – Anträge für Anpassungen einzelner Gesetzesstellen betreffend des kantonalen Plangenehmigungsverfahrens
Falls auf Antrag 2 nicht eingegangen und die Gesetzesänderung vorgenommen wird, so sollen die betreffend des kantonalen Plangenehmigungsverfahrens vorgeschlagenen Gesetzesstellen wie folgt angepasst werden:
	
	Vorentwurf Regierungsrat
	Beantragte Änderung (kursiv) und Begründung

	§16a.1
	Die Erstellung und Änderung von Bauten und Anlagen zur Nutzung der Windenergie (Energieanlagen) unterste-hen der Plangenehmigungspflicht nach diesem Gesetz, wenn die Energieanlage von nationalem oder von kantonalem Interesse ist.
	Die Erstellung und Änderung von Bauten und Anlagen zur Nutzung der Windenergie (Energieanlagen) unterste-hen der Plangenehmigungspflicht nach diesem Gesetz, wenn die Energieanlage von nationalem Interesse ist.
Begründung:
Die Stromproduktion und die Energiepolitik im Allgemeinen macht nur im landesweiten Kontext Sinn. So wird z.Bsp. auch nach den Plänen der Baudirektion der Kanton Zürich 2050 weiterhin 43% seines Strombedarfs ausserkantonal beziehen (vergl. [3], Minute 7:28) und im Kanton Zürich kommt das Endlager für radioaktive Abfälle zu stehen, auch wenn auf dem Kantonsgebiet keine AKWs betrieben werden.
Es ist vor diesem Hintergrund nicht nachvollziehbar, weshalb im Bereich der Stromproduktion von einem „kantonalen Interesse“ gesprochen wird, massgeblich sollte hier einzig das nationale Interesse sein.

Die Einführung eines (vom Regierungsrates festzulegenden) kantonalen Interesses, welches die Schwelle unterschreiten kön​nte, welche gilt um einer Anlage „nationales Interesse“ zuzuerkennen erscheint auch nicht gerechtfertigt, da die Schwelle für das nationale Interesse mit 20 GWh bereits sehr tief angesetzt ist (entspricht etwa der Jahresproduktion des Fluss​kraftwerkes Letten in der Innenstadt von Zürich).

An der Pressekonferenz (vergl. [4]. ab Minute 33:13), ebenso wie an den Öffentlich​keitsveranstaltungen wurde die Anpassung des Energie​gesetzes mit einer Verkürzung der Ver​fahrensdauer be​gründet. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit die Ein​führung eines „kantonalen Interes​ses“ die Verfahren be​schleunigen könnte.


	§16a2
	Der Regierungsrat bestimmt das kantonale Interesse in einer Verordnung.
	Streichen
Begründung: wie zum Antrag zu §16a.


	§16a4
	Der Regierungsrat kann weitere Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien von nationalem oder kantonalem Interesse dem Plangenehmigungsverfahren unterstellen
	Der Regierungsrat kann weitere Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien von nationalem Interesse dem Plangenehmigungsverfahren unterstellen

Begründung: wie zum Antrag zu §16a.


	§16c1
	Mit der Plangenehmigung wird die zulässige Nutzung des Bodens festgelegt. Zudem werden damit sämtliche nach kantonalem Recht erforderlichen Bewilligungen sowie das Enteignungsrecht erteilt. Die nach Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen und Genehmigungen bleiben vorbehalten.
	Mit der Plangenehmigung wird die zulässige Nutzung des Bodens festgelegt. Zudem werden damit sämtliche nach kantonalem Recht erforderlichen Bewilligungen erteilt. Die nach Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen und Genehmigungen bleiben vorbehalten.
Begründungen: 

(1) Die Erteilung des Ent​eig​nungs​rechtes an private Kapitalgesellschaften durch die Bau​direktion ist ein massiver Eingriff in die Eigentums​garantie. Entsprechend ist dies bisher in sehr wenigen Fällen (zum Beispiel für den Bau von Hochspannungsleitungen oder Bahnlinien) möglich. 
In diesen Fällen geht es erstens um Vor​haben mit grösserer Bedeutung als sie einer einzelnen Windturbine zukommt oder auch einem Windpark von maximal 10 Windturbinen, wie sie im Kanton Zürich vorgesehen sind und es geht zweitens um Vorhaben, wo das gesamte Vorhaben verunmöglicht werden könnte, sollte mit einem einzelnen Grundeigentümer keine gütliche Lösung gefunden werden.
Windturbinen kommt keine solche ausserordentliche Bedeutung zu (vergl. auch „Allgemeine Vorbemerkungen“) und zudem können, wenn sich die Vorhabens​trägerin mit einem Grundeigentümer nicht einig wird, Windturbinen einerseits an anderer Stelle errichtet werden und andererseits bestehend ausreichend Alternativen die Stromproduktion im Kanton zu erhöhen, wie in der Begründung 2.1 ausgeführt. Deshalb ist weder die Zielsetzung „Ausbau der Windkraft im Kanton Zürich“; noch die übergeordnete Zielsetzung „Erhöhung der innerkantonalen Stromproduktion“ auf einen bestimmten Standort und damit auf Enteignungen angewiesen.

(2) Die Erteilung des Ent​eigungs​rechtes an Privatunternehmen durch die Baudirektion (im Rahmen des Plan​genehmigungs​ver​fahrens) wäre eine Premiere im Kanton Zürich.
Seit 1879 liegt diese Kompetenz allein beim Kantonsrat (Gesetz betreffend die Abtretung von Privat​rechten, §3). Das Ab​weichen von bisherigem Vorgehen lässt sich nicht durch eine besondere Dring​lichkeit oder Wichtigkeit des Vorhabens rechtfertigen (vergl. auch „Allgemeine Vorbemerkungen“).

(3) Die vorgesehene Erteilung des Enteignungsrechtes an private Kapital​gesel​lschaften schwächt die Grundeigen​tümer in Verhandlungen mit der Vorhaben​trägerin, da Letztere immer die Möglichkeit der Enteignung in der Hand hat, wenn es nicht zu einer «gütlichen» Einigung kommt. Bei einer Ent​eignung wird der Grund​eigentümer den Boden zu markt​üblichem Preis abtreten müssen, welcher im Falle von Wald bei wenigen Franken pro Quadratmeter liegen. Dies dürfte für die Vor​habenträgerin deutlich preis​günstiger sein, als die heute für Windturbinen üblichen Standortgebühren. 
Es ist stossend, dass Grundeigen​tümer so gezwungen werden könnten, ihr Land für einen Bruchteil des tatsächlichen Nu​tzungs​wertes her​zugeben. Dies ist ver​gleichbar mit einem Bauern, der seinen Boden zum Preis von Land​wirt​schaftsland einem Investor ver​kaufen müsste, welcher diesen Boden danach als Bauland nutzen dürfte.


	§16c1
	
	Eventual-Antrag:

Wird auf den Antrag zur Anpassung von §16c nicht eingetreten, so soll dieser Absatz wie folgt ergänzt werden:

Mit der Plangenehmigung wird die zulässige Nutzung des Bodens festgelegt. Zudem werden damit sämtliche nach kantonalem Recht erforderlichen Bewilligungen sowie das Enteignungsrecht erteilt. Die nach Bundesrecht erforderlichen Bewilligungen und Genehmigungen bleiben vorbehalten.
Das Enteignungsrecht kann für Erschliessungsstrassen und Zuleitungen erteilt werden, sofern die Vorhabenträgerin mit dem Grundeigentümer der Turbinenstandorte eine Einigung gefunden hat. Die Erteilung des Enteigungsrechtes für die eigentlichen Turbinenstandorte ist ausgeschlossen.

Begründung:
Angesprochen auf die Möglichkeit von Enteignungen sagte Baudirektor Martin Neukom an der Öffentlichkeits​ver​anstaltung in Ottenbach vom 31.8.2024, es sei nicht die Absicht, Grundstücke für die Turbinen​standorte selber zu enteignen, sondern lediglich bei Bedarf für Zuleitungen und Erschliessungsstrassen. Wenn dies die Absicht der Baudirektion ist, dann solle es im Gesetzestext auch so präzisiert werden.


	§16c4
	Die Plangenehmigung erlischt, wenn die Vorhabenträgerin fünf Jahre nach ihrer rechtskräftigen Erteilung nicht mit der Ausführung des Bauvorhabens begonnen hat. Die zuständige Direktion kann die Geltungsdauer der Plangenehmigung auswichtigen Gründen um höchstens drei Jahre verlängern
	Die Plangenehmigung erlischt, wenn die Vorhabenträgerin drei Jahre nach ihrer rechtskräftigen Erteilung nicht mit der Ausführung des Bauvorhabens begonnen hat. Die zuständige Direktion kann die Geltungsdauer der Plangenehmigung aus wichtigen Gründen um höchstens ein Jahr verlängern
Begründung: Im regulären Bau​be​wil​ligungsverfahren erlischt eine Baubewilligung nach drei Jahren (vergl.  [8]). Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb eine Plangenehmigung, welche gegenüber der Baubewilligung bereits in einem verkürzten Verfahren erteilt wird, länger Gültigkeit haben soll.
Eine Verlängerungsmöglichkeit von einem Jahr erscheint ausreichend (wenn dafür wichtige Gründe vorliegen), insbesondere da die Gesetzesvorlage ja darauf abzielt, das Verfahren insgesamt zu verkürzen.


	§16f
	1Die Vorhabenträgerinnen sind berechtigt, die vom Vorhaben betroffenen Grundstücke zu betreten sowie Vorbereitungshandlungen wie Geländeaufnahmen, Vermessungen, Windmessungen sowie Boden- und Baugrunduntersuchungen vorzunehmen.

2Dieses Recht ist möglichst schonend und gegen volle Entschädigung auszuüben.
3Die Grundeigentümer sind vorgängig zu orientieren.
4Stimmt der Betroffene innert 30 Tagen seit der Mitteilung nicht zu oder einigen sich die Beteiligten über die Entschädigung nicht, entscheidet auf Begehren der Vorhabenträgerin die zuständige Direktion in raschem Verfahren über die Zulässigkeit des Begehrens und über die Entschädigung.


	Streichen.
Begründung: Wie bei der vorgesehenen Enteignung handelt es sich hier um einen unverhältnismässigen Eingriff in die Eigentumsrechte, welcher durch den bescheidenen Nutzen von Windturbinen nicht zu rechtfertigen ist.
Die Einigung soll wie für die Grundstücks​abtretung auch für vorgängige Vor​be​reitungs​handlung zwischen Vorhaben​trägerin und Grundeigentümern gütlich und ohne gesetzlichen Zwang zum Nachteil der Grundeigentümer erfolgen.

	§16k1
	Gegen das Vorhaben und eine allfällige Enteignung kann innerhalb der Auflagefrist Einsprache erhoben werden. Entschädigungsbegehren infolge Enteignung sind während der Auflagefrist einzureichen.
	Falls auf den Änderungs-Antrag zu §16c1  eingetreten wird:
Gegen das Vorhaben kann innerhalb der Auflagefrist Einsprache erhoben werden.
Begründung: Auf Enteignungen ist zu verzichten, vergl. Begründung zum Antrag der Anpassung von §16c.


	§16k4
	Im Enteignungsverfahren sind Einsprachen ausgeschlossen.
	Streichen
Begründung: Auf Enteignungen ist zu verzichten, vergl. Begründung zum Antrag der Anpassung von §16c.

	§16l2
	Der Regierungsrat kann Vorschriften über den Bau, Betrieb und Unterhalt erlassen.
	Der Regierungsrat erlässt Vorschriften über den Bau, Betrieb und Unterhalt.
Begründung: Die potentiellen Aus​wir​kungen von Windturbinen sowohl im Normal​betrieb als auch im Fall von Ha​va​rien auf Umwelt und Menschen können massiv sein (Gefährdung von Vögeln und Fledermäusen, Lärmbelastung, Eiswurf, Schattenwurf, Ölaustritt, weiträumige Verteilung von Splittern im Falle von Rotorbruch).
Es ist angesichts dieser Auswirkungen auf Mensch und Umwelt zwingend notwendig, dass die Behörden der Vorhabenträgerin vor​schreiben, welche Massnahmen im Einzel​fall zu treffen sind, um die be​tref​fenden Gefahren zu bannen oder zu minimieren.


	§16n1
	Werden der Bau oder der Betrieb der Energieanlagen endgültig eingestellt, so ist der ursprüngliche Zustand auf Kosten der Vorhabenträgerin wiederherzustellen, sofern die zuständige Direktion keine abweichende Anordnung trifft.
	Werden der Bau oder der Betrieb der Energieanlagen endgültig eingestellt, so ist der ursprüngliche Zustand auf Kosten der Vorhabenträgerin wiederherzustellen. Diese Wiederherstellung beinhaltet auch die vollständige Entfernung (Rückbau) des Fundamentes.

Begründungen: 
(1) Wird die Möglichkeit offen gelassen, dass von einer Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes (auf Anordnung der zuständigen Direktion) abgewichen werden kann, besteht das Risiko, dass insbesondere die massiven Betonsockel dereinst zumindest teilweise im Boden verbleiben und diesen so in landwirt​schaft​licher und ökologischer Hinsicht dauerhaft entwerten (Staunässe, eingeschränktes Wurzelwachstum).
Da der vollständige Rückbau des Sockels relativ kostspielig ist, dürfte die öko​no​mische Versuchung gross sein, auf einen solchen dereinst zu verzichten.
Auch wenn dies nicht die Absicht der heutigen Baudirektion sein mag, so dürfte der erste Rückbau von Windturbinen im Kanton Zürich nicht vor 2050 zu erwarten sein und es kann nicht vorausgesetzt werden, dass die dannzumalige Baudirektion diese ebenso sieht.
(2) Es wird vielfach zu Gunsten der Wind​turbinen ins Feld geführt, diese seien vollständig rückbaubar (u.a. [3], Minute 41:35, sowie an Öffentlichkeits​ver​an​staltungen auf entsprechende Fragen hin).
Wenn mit der vollständigen Rück​baubarkeit argumentiert wird, dann sollte ein solcher vollständiger Rückbau gesetzlich auch sichergestellt werden.


	§16n2
	Die Plangenehmigung kann mit der Auflage versehen werden, angemessene Sicherheiten zu leisten. Der Regierungsrat regelt die zulässigen Sicherheitsleistungen.
	Die Plangenehmigung wird mit der Auflage versehen, angemessene Sicherheiten zu leisten. Der Regierungsrat regelt die zulässigen Sicherheitsleistungen.
Begründung:  Es ist zwingend sicher-zustellen dass der Rückbau der Anlage auch dann nicht auf Kosten der Grund​eigentümer und/oder der Allgemeinheit erfolgen muss, wenn die Vorhabenträgerin zum Zeitpunkt der Ausserbetriebnahme zahlungsunfähig sein sollte.


	§16p
	1 Die Vorhabenträgerinnen dürfen der Standortgemeinde sowie den Nachbargemeinden regelmässige oder einmalige Zahlungen leisten oder Sachleistungen erbringen.

2 Die Vorhabenträgerinnen können insbesondere den Standortgemeinden, den Nachbargemeinden sowie den in diesen Gemeinden ansässigen Personen die Möglichkeit anbieten, sich an der Vorhabenträgerin oder einer für das Vorhabengegründeten Betriebsgesellschaft direkt oder indirekt zu beteiligen.
	1 Die Vorhabenträgerinnen leisten der Standortgemeinde sowie den Nachbargemeinden eine angemessene Entschädigung in Form von regelmässigen oder einmaligen Zahlungen oder in Form von Sachleistungen.
2 Die Vorhabenträgerinnen müssen insbesondere den Standortgemeinden, den Nachbargemeinden sowie den in diesen Gemeinden ansässigen Personen die Möglichkeit anbieten, sich an der Vorhabenträgerin oder einer für das Vorhaben gegründeten Betriebsgesellschaft direkt oder indirekt zu beteiligen.
Begründung: Analog wie Stand​ortgemeinden von Wasserkraftwerken einen Wasserzins erhalten, erscheint es angemessen, dass die betroffenen Gemeinden für die Auswirkungen von Windturbinen entschädigt werden, zumal diese vielmals die Auswirkungen eines Wasserkraftwerkes übersteigen können.

Neben der Verminderung der Lebens​qualität für Einwohnerinnen und Einwohner, mindern Windturbinen auch die Standort​attraktivität (vergl. [6]) und damit mittelfristig auch die Steuereinnahmen der betroffenen Gemeinden. Die beantragte verpflichtende Entschädigung könnte diese Einbussen zumindest teilweise kompensieren.
An der ersten Medienkonferenz ([3], ab Minute 28:04), hatte der Baudirektor in Aussicht gestellt, auch die Frage eines Windzinses zu prüfen. Der vorliegende §16p erfüllt die Eigen​schaften eines Wind​zinses in keiner Weise, da er eine allfällige Entschädigung voll​kommen vom Gut​dünken der Vorhaben​trägerin abhängig macht.


	§16p
	
	Eventual-Antrag:

Wird auf den Antrag zur Anpassung von §16p nicht eingetreten, so soll §16p gestrichen werden.
Begründung: Der Paragraph hat in dieser Formulierung keinerlei Rechtskraft. Auch ohne §16p dürften Vorhaben​trägerinnen beliebigen Parteien Zahlungen leisten, Sachleistungen erbringen oder auch die Möglichkeit anbieten, sich am Vorhaben zu beteiligen. Durch Streichung des Para​graphen wird damit keine Partei irgend​welche Rechte oder Vorteile verlieren.



Wir bitten höflich um die Berücksichtigung unserer Anträge. Weiter bitten wir um eine schriftliche Eingangsbestätigung unserer Stellungnahme, sowie um eine Beantwortung.







Mit freundlichen Grüssen







für den Verein Freie Landschaft Zürich







Martin Maletinsky







Präsident Freie Landschaft Zürich
Quellen:
Für einen besseren Zugriff auf die Internet-Quellen senden wir Ihnen diese Stellungnahme zusätzlich auf elektronischem Weg zu, auf windenergie@bd.zh.ch
[1] “Lokale Energiequellen”, eine Publikation der Baudirektion Zürich
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/umwelt-tiere/energie/energieplanung/lokale_energiequellen_2016_de.pdf
[2] Artikel Tagesanzeiger vom 5.7.2018 “So schwach sind Windturbinen ausgelastet”
https://www.tagesanzeiger.ch/so-schwach-sind-windraeder-ausgelastet-952270656129
[3] Medienkonferenz des Zürcher Baudirektors vom 7.10.2022
https://www.youtube.com/watch?v=-SEu8YyyzV0
[4] Medienkonferenz des Zürcher Baudirektors vom 2.7.2024
https://www.youtube.com/watch?v=m5VuLsN47ac
[5] Axpo „Power Switcher“ zur Simulation verschiedener Stromszenarien
https://www.axpo.com/ch/de/wissen/powerswitcher.html#:~:text=der%20Axpo%20Gruppe.-,In%20unserem%20Szenario%20gehen%20wir%20von%20einer%20Stromproduktion%20im%20Winter,%3A%202.1%20TWh%20%2F%202%25).&text=Die%20durchschnittlichen%20Kosten%20f%C3%BCr%20dieses%20Szenario%20betragen%20rund%2081%20CHF%2FMWh.
[6] Einschätzung der Glarner Kantonsregierung zur “Abschreckung von Zuzügern” durch Windturbinen:
https://www.suedostschweiz.ch/politik/2018-11-06/regierung-verbietet-windraeder-in-bilten-linthwind-vor-aus
[7] Versprechen von Bundesrat Albert Rösti im Vorfeld der Abstimmung zum Stromgesetz:
https://www.20min.ch/story/abstimmungen-bundesrat-albert-roesti-im-interview-zum-stromgesetz-103091810
[8] Erlöschen von Baubewilligungen im Baubewilligungsverfahren
https://www.zh.ch/de/planen-bauen/baubewilligung/baueingabe-verfahren.html
�	Der Winterstromanteil an der Windstromproduktion liegt über 55% und ist von Jahr zu Jahr stark schwankend. Die häufig genannten zwei Drittel Winterstrom liegen dabei am oberen Ende der Spanne.
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